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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 10. Juli 1969 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates 

Herrn Ministerpräsident Dr. h. c. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 342. 
Sitzung am 10. Juli 1969 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Deutschen Bundestag am 26. Juni 1969 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung kostenrechtlicher 
Vorschriften 

— Drucksachen V/4146, V/4387 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus der in der Anlage ersichtlichen 
Begründung mit dem Ziel der Aufhebung des Gesetzes- 
beschlusses des Bundestages einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 

Dr. Weichmann 


Bonn, den 10. Juli 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 30. Juni 1969 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Dr. Weichmann 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 


Begründung für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
mit dem Ziel der Aufhebung des vom Bundestag beschlossenen 
Gesetzes zur Änderung kostenrechtlicher Vorschriften 


Die Prozeßparteien sind bereits nach geltendem 
Recht mit Gebühren der Anwälte und des Gerichts 
erheblich belastet. Das zeigt sich insbesondere bei 
einem Vergleich der bei Gegenstandswerten bis zu 
3000 DM zu erhebenden Gebühren mit den Streit- 
objekten. Die Auslagen der Anwälte, des Gerichts 
und der Parteien sind dabei noch nicht berücksichtigt. 
Ein zu hohes Kostenrisiko könnte als Behinderung 
des Zugangs zu den Gerichten angesehen werden. 


Die Bundesregierung hat für die nächste Wahl- 
periode eine Neuordnung des Kostenrechts ange- 
kündigt (Anlage 3 der BT-Drucksache V/3961, zu 
Nr. 1 und 10 a). In dieses Gesetzgebungsverfahren 
sollte (falls erforderlich) auch eine Erhöhung von 
Anwaltsgebühren einbezogen werden, da die Mög- 
lichkeiten einer Erhöhung von Anwaltsgebühren 
und von Gerichtsgebühren im Zusammenhang ge- 
prüft werden müssen. 
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